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Managementfassung  

 
Extremismusprävention in Deutschland – Erhebung und Darstellung der 
Präventionslandschaft 
 

Die Sonderauswertung „Präventionsprojekte in staatlicher Trägerschaft“ ist Teil eines kom-

plexeren Forschungsvorhabens, welches sich mit den Entwicklungsmöglichkeiten einer phä-

nomenübergreifend ausgerichteten Prävention politisch motivierter Gewaltkriminalität (PüG-

Projekt) beschäftigt.  

Als Folgeprojekt einer Untersuchung, die Gemeinsamkeiten in den psychosozialen Ver-

laufsdynamiken unterschiedlich orientierter Terroristen/Extremisten sowie eine vornehmlich 

marginale Rolle der Ideologien offenbarte1, verfolgt das PüG-Projekt die Absicht, Ideen für 

eine phänomenübergreifende, stärker personenorientierte und nicht Ideologie fokussierende 

Prävention herauszuarbeiten. Das aus insgesamt fünf Modulen bestehende PüG-Projekt2, 

welches von der Forschungs- und Beratungsstelle Terrorismus/Extremismus (FTE) im BKA seit 

2014 verfolgt wird, nähert sich dieser Fragestellung auf Basis unterschiedlicher Perspektiven. 

Hierzu zählen die in der Forschung vorherrschenden Meinungen ebenso, wie Erfahrungen 

von Experten aus Wissenschaft, Behörden und der Präventionspraxis.  

 

Ziele der Sonderauswertung 

Erhebung und überblickartige Darstellung der  Präventionslandschaft zum Phänomenbereich 

Extremismus in Deutschland in den Jahren 2014-2015. 

 

Vorgehensweise  

Die hier vorliegende Auswertung fußt auf der Erhebung von Extremismus-

Präventionsprojekten in staatlicher Trägerschaft (N=336), welche über insgesamt 43 relevan-

te Präventionsakteure3 erhoben und hinsichtlich verschiedener Kriterien ausgewertet wur-

                                                           
1  vgl. Lützinger, S. (2010):  Die Sicht der Anderen. Eine qualitative Studie zu Biographien von Extremisten und Terroristen. 

Wolters Kluwer, Köln. 
2  Expertenworkshop I - Modul I (abgeschlossen), Literaturanalyse – Modul II (abgeschlossen), Erhebung der Präventions-

landschaft – Modul III (laufend), Expertenbefragung – Modul IV, Expertenworkshop II – Modul V.  
3  Bundesinnenministerium Berlin (Initiative Sicherheitspartnerschaft ÖS I 1), Landeskriminalämter (Kriminalprävention 

PMK), Landeskriminalamt Baden-Württemberg (Zentrale Geschäftsstelle ProPK), Bundesamt für Verfassungsschutz, 
Landesämter für Verfassungsschutz, Deutsche Hochschule der Polizei (Fachgebiet 13 - Kriminologie und interdisziplinä-
re Kriminalprävention), Bundespolizei (Referat 31 - Grundsatzangelegenheiten), Bundesamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben (Initiative Demokratie stärken; Toleranz fördern-Kompetenz stärken), Bundesamt für Migration 
und Flüchtige (Beratungsstelle Radikalisierung; Deutsche Islamkonferenz), Bundesjustizamt (Prävention Referat III 3), 
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den. Zu den interessierenden Aspekten zählten: Präventionsmerkmale (Art, Gegenstand), 

lokale Verortung und Reichweite (Bundesland, Postleitzahl), Projektziele, Zielgruppen, Ar-

beitsweise (zentrale Ansätze, Kommunikation mit der Zielgruppe), soziostrukturelle Einord-

nung (Person, Umfeld, Ideologie), Evaluation sowie etwaige Besonderheiten des Projekts. 

Bei der Einteilung nach Trägerschaft stand bewusst das Prinzip der „konkreten Arbeit“ im 

Vordergrund. Dem zu Folge wurden Projekte, d. h. konkretisierte Maßnahmen mit dem Ziel 

der Extremismusprävention, dann als „staatlich getragen“ definiert, wenn sie auch tatsäch-

lich von einer staatlichen Organisationseinheit unmittelbar an einer entsprechenden Ziel-

gruppe angewandt wurden. 

Als Datengrundlage für die Auswertung wurde auf Selbstdarstellungen der einzelnen Projek-

te zurückgegriffen. 

 

Zentrale Ergebnisse 

 Es fanden sich überwiegend Projekte zur Rechtsextremismusprävention (80%), aber 

auch ein vergleichsweiser hoher Anteil an Projekten zur Islamismusprävention (15%), 

der zum Erhebungszeitpunkt so noch nicht erwartet worden war. Hiermit unterschei-

det sich die thematische Schwerpunktsetzung präventiver Maßnahmen vom Strafta-

tenaufkommen politisch motivierter Kriminalität und eine Unterbetonung der Links-

extremismusprävention wird deutlich. 

 Der Bereich der Linksextremismusprävention wird nur von 6% der staatlichen Projek-

te adressiert und stellt sich insgesamt als wenig konturiert dar.  

 Es handelt sich vornehmlich um phänomenspezifische Projekte, eine allmähliche Öff-

nung für einen phänomenübergreifenden Ansatz ist jedoch erkennbar. 

 Der Schwerpunkt staatlicher Extremismusprävention liegt im Bereich von universeller 

bzw. universell-selektiver Prävention. 

 Dabei stehen bei 59% die umfeldorientierte Präventionsarbeit, bei 22% die ideologi-

sche Befassung und bei 19% der Ansatz im Vordergrund, dass auf personeller Ebene 

Veränderungen erzielt werden sollen. 

 Aufklärungs- und Sensibilisierungsarbeit stellen neben der Förderung allgemein resi-

lienzfördernder Kompetenzen das Hauptbestreben staatlicher Prävention dar. 

                                                                                                                                                                                     
Bundesinnenministerium Bonn (DFK), Bundeszentrale für politische Bildung (Zusammenhalt durch Teilhabe; Fachbe-
reich I Extremismus), Das Deutsche Jugendinstitut e.V. (DJI). Ergänzend wurde das BKA-interne Wissen um Präventi-
onsprojekte mit einbezogen. 
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 Hauptzielgruppen sind in erster Linie das Fachpersonal unterschiedlichster Richtun-

gen (allen voran aus dem Erziehungs- und Bildungsektor) sowie politische, behördli-

che und zivilgesellschaftliche Akteure. 

 Bei der konkreten Umsetzung wird vornehmlich auf Multiplikatoreneffekte sowie die 

Stärkung lokaler Akteure gesetzt. 

 Insgesamt stützen sich die Ansätze sehr stark auf Face-to-face-Kommunikation (etwa 

in Gestalt von Fortbildungsveranstaltungen). Beim Einsatz von Medien dominieren 

statische Medien (z. B. Flyer, Broschüren, Medienpakete). 

 Projekte mit dem primären Ziel einer formellen Vernetzung (Vernetzungsprojekte) 

machen die Hälfte aller staatlichen Projekte aus und spielen vor allem in Ostdeutsch-

land eine bedeutende Rolle.  

 Zeitlich begrenzte Vorhaben mit gezielter, präventionspraktischer Zielvorgabe (Klassi-

sche Projekte) befassen sich konkreter mit der Prävention politisch motivierter Krimi-

nalität. Auch sind phänomenübergreifende Ansätze unter diesen tendenziell stärker 

vertreten. 

 Typische Merkmale der Rechtsextremismusprävention: Vernetzungsprojekte domi-

nieren; vergleichsweise hoher Anteil an Aussteigerinitiativen (daher auch Schwer-

punkt in selektiv-indizierter Prävention); Hauptzielgruppe vor allem Fachpersonal, 

insbesondere aus dem Erziehungs- und Bildungssektor. 

 Typische Merkmale der Linksextremismusprävention: keine Vernetzungsprojekte; 

weitgehend auf reine Informationsvermittlung reduziert; insgesamt ein höherer An-

teil an phänomenübergreifenden Projekten; starker Fokus auf allgemeine Gewaltprä-

vention. 

 Typische Merkmale der Islamismusprävention: geringer Grad an Vernetzungsprojek-

ten, aber starkes Bestreben „vorhandenes Wissen zu teilen“ (informelle Vernetzung); 

niedriger Anteil an personenorientierten Ansätzen; überdurchschnittlich hoher Ein-

satz von reiner Informationsvermittlung; fast ausschließlich Aufklärungs- und Sensi-

bilisierungsarbeit; stärkster kriminalpräventiver Charakter. 

 Neben phänomenspezifischen und -übergreifenden Projekten existieren auch solche, 

die sich mit der Prävention politisch motivierter Ausländerkriminalität (PKK, Graue 

Wölfe) beschäftigen sowie ein geringer Anteil phänomenunspezifischer, d. h. allge-

mein Delinquenz (und somit auch Extremismus) vorbeugende Projekte.  

 Zugang zu Evaluationsergebnissen einzelner Projekte gestaltet sich äußerst schwierig, 

wodurch ein Voneinanderlernen deutlich erschwert ist.  
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Resümee  

Im Ergebnis der hier vorgelegten Auswertung zur Extremismusprävention in staatlicher Trä-

gerschaft steht eine vornehmlich umfeldorientierte Arbeit mit stark ausgeprägtem, koordina-

tiv-systematisierendem und lokal stärkendem Charakter. Das belegt eine Vielzahl an Vernet-

zungsprojekten („Netzwerke“), die sich in erster Linie an Fachpersonal unterschiedlichster 

Bereiche sowie politische, behördliche und zivilgesellschaftliche Akteure wenden. 

Der hohe Anteil an Vernetzungsprojekten wird den kommunalen Besonderheiten gerecht, 

indem kommunalspezifisch und bedarfsgerecht auf zur Verfügung stehende Angebote zu-

rückgegriffen werden kann. Im weiteren Verlauf unserer Auswertungen werden wir uns der 

Frage widmen, wie sich staatliche und zivil getragene Prävention letztlich zu einem Gesamt-

bild zusammenfügt, um so die gesamte phänomenbezogene Präventionslandschaft in ihrem 

ganz offensichtlichen Facettenreichtum auf lokaler Ebene sowie auf Ebene der Länder und 

des Bundes überblicken zu können. 
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1  Vorbemerkungen  

 

Die hier vorliegende Sonderauswertung ist Teil eines komplexeren Forschungsvorhabens, 

welches sich mit den Entwicklungsmöglichkeiten einer phänomenübergreifend ausgerichte-

ten Prävention politisch motivierter Gewaltkriminalität (PüG-Projekt) beschäftigt. Als Folge-

projekt einer Untersuchung, die Gemeinsamkeiten in den psychosozialen Verlaufsdynamiken 

unterschiedlich orientierter Terroristen/Extremisten sowie eine vornehmlich marginale Rolle 

der Ideologien offenbarte4, verfolgt das PüG-Projekt die Absicht, Ideen für eine phänomen-

übergreifende, stärker personenorientierte, nicht Ideologie fixierte Prävention herauszuar-

beiten. 

Das aus insgesamt fünf Modulen bestehende PüG-Projekt5, welches von der Forschungs- 

und Beratungsstelle Terrorismus/Extremismus (FTE) im BKA seit 2014 verfolgt wird, nähert 

sich dieser Fragestellung auf Basis unterschiedlicher Perspektiven – neben den aktuell in der 

Forschung vorherrschenden Meinungen, finden auch die Erfahrungen von Experten aus Wis-

senschaft, Behörden und der Präventionspraxis Berücksichtigung. Zentrales Kernstück der 

Studie bildet die Erhebung und Darstellung der in Deutschland vorherrschenden Ausgestal-

tung der Extremismusprävention (Modul III), wovon die hier vorliegende Schwerpunktdar-

stellung gezielt den Teil der Projektlandschaft darstellt, der sich in staatlicher Trägerschaft 

befindet. 

 

2 Methode und Ziel 

Die hier vorliegende Auswertung fußt auf der Erhebung von realisierten Extremismus-

Präventionsprojekten in staatlicher Trägerschaft (N=336), welche über insgesamt 43 relevan-

te Präventionsakteure erhoben und hinsichtlich verschiedener Kriterien ausgewertet wurden. 

Zu den relevanten, abgefragten Aspekten zählen: Präventionsart/-gegenstand, lokale Veror-

tung und Reichweite, Projektziele, Zielgruppen, Arbeitsweise (zentrale Ansätze, Kommunika-

tion mit den Zielgruppen), soziostrukturelle Einordnung des Ansatzes, Evaluation sowie et-

waige Besonderheiten6.  

                                                           
4
  vgl. Lützinger, S. (2010):  Die Sicht der Anderen. Eine qualitative Studie zu Biographien von Extremisten und Terroristen. 

Wolters Kluwer, Köln. 

5
  Modul I: Expertenworkshop I (abgeschlossen); Modul II: Literaturanalyse (abgeschlossen); Modul III: Erhebung der 

Präventionslandschaft (laufend), Modul IV: Expertenbefragung (noch ausstehend), Modul V: Expertenworkshop II 
(noch ausstehend).  

6  Abgefragt wurden: Bundesinnenministerium Berlin (Initiative Sicherheitspartnerschaft ÖS I 1), Landeskriminalämter 

(Kriminalprävention PMK), Landeskriminalamt Baden-Württemberg (Zentrale Geschäftsstelle ProPK), Bundesamt für 
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Bei der Einteilung nach Trägerschaft stand bewusst das Prinzip der „konkreten Arbeit“ im 

Vordergrund und weniger das der Beauftragung und Finanzierung. So wurden ausschließlich 

Projekte als „staatlich getragen“ definiert, die von einer staatlichen Organisationseinheit un-

mittelbar an einer entsprechenden Zielgruppe angewandt wurden. Wurde hingegen ein pri-

vater Verein mit der Wahrnehmung der Aufgaben betraut, wurde das Projekt in Folge unter 

ziviler Trägerschaft verbucht. Die Kontaktierung der Präventionsakteure erfolgte mittels ei-

nes Anschreibens, in dem neben der Vorstellung des Gesamtprojektkontextes darum gebe-

ten wurde, bekannte Extremismus-Präventionsprojekte zu benennen und möglichst bereits 

projektbezogen Informationen zu übermitteln (vgl. Anhang A). Unter Projekt wurde jedes 

konkretisierte Vorhaben erfasst, das die Prävention von Extremismus oder politisch motivier-

ter Kriminalität zum Ziel hat (z. B. politische Bildung, Netzwerkbildung, Deradikalisierung).  

Anders als erwartet, wurden überwiegend Auflistungen von bis zu mehreren Hundert Projek-

ten übersandt, zu denen im Einzelnen jedoch keine weiteren Informationen übermittelt wur-

den. Hierdurch wurden intensive Nachrecherchen im Sinne einer Nacherhebung erforderlich 

(vgl. Anhang B). Von den ursprünglich übermittelten ca. 2000 Projekten gingen letztlich 721 

(davon 336 in staatlicher Trägerschaft) in die Auswertung mit ein. Als Auswahlkriterien wur-

den zum einen der Bezug zur Extremismusprävention herangezogen, zum anderen wurden 

nur solche Projekte mit einbezogen, die zwischen dem 1. Januar 2014 und dem 31. Mai 2015 

mindestens einen Tag in der Durchführung befindlich waren („laufende Projekte“). 

Als Datengrundlage wurden die im Internet abrufbaren Selbstdarstellungen der einzelnen 

Projekte sowie – sofern übermittelt oder online abrufbar – Broschüren bzw. von den Trägern 

übersandte Informationen herangezogen. Entsprechend diesem Vorgehen basieren die er-

hobenen Informationen vornehmlich auf Eigenaussagen von Seiten der Projektverantwortli-

chen bzw. deren Träger. Inwiefern sich die gelebte Praxis von dieser Darstellung unterschei-

det, kann an Hand der hiesigen Untersuchung nicht beantwortet werden7. Wohl aber liefert 

die Auswertung Erkenntnisse darüber, wie sich die komplexe, ausgesprochen heterogene 

Extremismusprävention in Deutschland thematisch selbst begreift und darstellt. 

                                                                                                                                                                                     
Verfassungsschutz, Landesämter für Verfassungsschutz, Deutsche Hochschule der Polizei (Fachgebiet 13 - Kriminologie 
und interdisziplinäre Kriminalprävention), Bundespolizei (Referat 31 - Grundsatzangelegenheiten), Bundesamt für Fami-
lie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Initiative Demokratie stärken; Toleranz fördern-Kompetenz stärken), Bundes-
amt für Migration und Flüchtige (Beratungsstelle Radikalisierung; Deutsche Islamkonferenz), Bundesjustizamt (Präven-
tion Referat III 3), Bundesinnenministerium Bonn (DFK), Bundeszentrale für politische Bildung (Zusammenhalt durch 
Teilhabe; Fachbereich I Extremismus), Deutsches Jugendinstitut e.V. (DJI). Ergänzend wurde das BKA-interne Wissen 
um Präventionsprojekte mit einbezogen. 

 
7
  Grund hierfür ist die bereits erwähnte, unerwartet hohe Fallzahl, die eine umfassende qualitative, das heißt in die Tiefe 

gehende Analyse der Projekte, nicht nur erschwert, sondern unmöglich macht. Eine stichprobenweise Betrachtung ein-
zelner Projekte ist in einem Folgeschritt angedacht. 
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3  Prävention in staatlicher Trägerschaft  

3. 1 Gesamtstichprobe staatlicher Projekte  
 

Beim größten Teil der insgesamt 336 realisierten staatlichen Projekte handelt es sich um 

kommunale (48%)8 bzw. landesweite Projekte (41%). Bundesweit arbeitende Projekte ma-

chen mit 11% den kleinsten Anteil aus. 

In der Gegenüberstellung von Ost und West zeigt sich, dass etwa zwei Fünftel der erfassten 

Projekte im Osten (42%) und gut drei Fünftel im Westen (58%) zu verorten sind9. Insgesamt 

finden sich damit deutlich intensivere Präventionsbemühungen in Ostdeutschland, was zwar 

nur ca. 20% der Bundesbevölkerung auf sich vereint, nachweislich aber – insbesondere im 

Bereich rechtsmotivierter Straftaten – ein höheres Aufkommen politisch motivierter Krimi-

nalität allgemein sowie mit Schwerpunkt Gewaltkriminalität aufweist10.  

 

Abb. 1: Relativer Anteil an staatlichen Projekten im Ost-West-Vergleich 
(ohne Berücksichtigung bundesweiter Initiativen) 

                                                           
8  Eine Aufschlüsselung der Kommunen nach Bundesland ist grundsätzlich möglich, es ergibt sich hieraus jedoch kein 

Mehrwert, da weder der im Einzelnen betriebene finanzielle Aufwand, noch der personelle Umfang der Projekte be-
kannt sind. Interpretationen im Zusammenhang von Angebot und Nachfrage bzw. Notwendigkeit wären daher rein spe-
kulativer Natur und böten keine faktische Grundlage. 

 
9
  Berechnung erfolgte unter Vernachlässigung bundesweit agierender bzw. abrufbarer Projekte. Hierunter fallen nach 

hiesigem Verständnis auch Internetprojekte, sofern der Zugang nicht nur einer speziellen Zielgruppe möglich ist (z.B. 
Jugendliche aus Stadt X, die sich über ein Passwort einloggen). 

10  Durchschnittliche Anzahl von Straftaten PMK-Gesamt pro 100.000 Einwohner: 83 gegenüber 30 Fälle; PMK-rechts 47 

gegenüber 14 Fälle; PMK-Gewalt pro 100.000 Einwohner: 9 gegenüber 3 Fälle; PMK-Gewalt-rechts: 3 gegenüber 1 Fälle 
(entsprechend Berechnungen auf Basis veröffentlichter Lagebilder Politisch motivierte Kriminalität 2014 [vgl. Literatur-
verzeichnis] sowie der DESTATIS Bevölkerungszahlen 2014 [abrufbar über http://destatis.de]). 
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Es lassen sich zwei Arten von Projekten unterscheiden, die in je gleicher Stärke vertreten sind 

(je 50%):  

 

1. Vernetzungsprojekte  

Primär netzwerkorientierte Projekte mit dem Ziel der formellen Vernetzung. Mit 41% 

machen die sog. Lokalen Aktionspläne (LAP)11 hier den prozentual größten Anteil aus. 

Weitere Vernetzungsprojekte sind Demokratiezentren, Koordinierungsstellen und Be-

ratungsnetzwerke. Einzelprojekte, die in diesen Netzwerken eingebunden sind, wur-

den – sofern konkret mit Extremismusprävention befasst bzw. gemeldet – einzeln er-

fasst (als sog. „klassische Projekte“). 

  

2. Klassische Projekte 

Zeitlich begrenzte Vorhaben mit konkreter, präventionspraktischer Zielvorgabe wie 

etwa die Konzeption einer Schulungsmaßnahme oder die Erstellung eines Medienpa-

kets12. 

 

Hinsichtlich ihrer Ausrichtung und thematischen Schwerpunktsetzung lassen sich nicht alle 

Projekte problemlos einem einzelnen Präventionsgegenstand, d. h. Rechtsextremismus, 

Linksextremismus bzw. religiös motiviertem Extremismus, zuordnen. Ganz im Sinne der Idee 

einer phänomenübergreifenden Prävention, finden sich unter den erhobenen Projekten be-

reits zahlreiche Vorhaben, die explizit mehrere Phänomenbereiche adressieren beziehungs-

weise solche, die ganz allgemein gehalten „Extremismus“ vorbeugen, ohne sich dabei per se 

auf eine bestimmte Richtung festzulegen.  

 

 

 

 

                                                           
11

 Strategien der lokalen Vernetzung demokratischer Kräfte zur Abwehr rechtsextremer Bestrebungen im Rahmen des 

Bundesförderprogramms „Toleranz fördern, Kompetenz stärken“ (vgl. http://www.toleranz-foerdern-kompetenz-

staerken.de/das-bundesprogramm/lokale-aktionsplaene/ 07.04.2016, 08:38 Uhr). 

12 
Im Sinne sozialer Nachhaltigkeit finden sich hierunter jedoch auch verstetigte bzw. als Daueraufgabe fortgeführte Projek-

te, wie etwa vertrauensbildende Maßnahmen. 
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Drei verschiedene Formen von Projekten lassen sich unterscheiden: 

 

1. Phänomenspezifische Projekte  

Projekte, die sich von phänomenologischer Seite her mit ausschließlich einem 

Phänomenfeld befassen. Diese machen mit 83% die überwiegende Mehrheit der 

hier untersuchten Projekte aus und verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Phä-

nomenfelder: Rechtsextremismus 80%, Linksextremismus 5%, Islamismus 15%, 

sonstige Politisch motivierte Ausländerkriminalität 1%). 

 

2. Phänomenübergreifende Projekte  

Projekte, die mindestens zwei der Felder „Rechts“, „Links“, „Islamismus“, „sonsti-

ge Politisch motivierte Ausländerkriminalität“ bzw. „Extremismus allgemein“ ab-

decken. Das gilt für 14% der staatlich getragenen Projekte, wovon solche, die zwei 

Phänomenfelder abdecken, den überwiegenden Anteil ausmachen (90%) und 14% 

neben einem konkreten Phänomen auch das Thema „Extremismus allgemein“ ad-

ressieren. 

Rechtsextremismusprävention stellt die am stärksten vertretene Richtung dar: 

96% der phänomenübergreifenden Projekte fokussieren mitunter Rechtsextre-

mismusprävention; 73% sind neben einer konkreten Spezialisierung auch allge-

mein für Formen des Extremismus offen, ohne diese näher einzugrenzen. Zu-

sammen stellen Rechtsextremismusprävention und Extremismus allgemein die 

am häufigsten vertretene Kombination dar. Die zweithäufigste Kombination ist 

die Integration von rechts- mit islamismuspräventiven Ansätzen.  

 

3. Phänomenunspezifische Projekte 

Projekte, die sich ganz allgemein die Prävention von Extremismus zum Ziel ge-

setzt haben, ohne dabei ein konkretes Phänomenfeld zu adressieren. Diese ma-

chen mit nur 3% der Gesamtmenge zwar einen überaus geringen Anteil aus, es sei 

an dieser Stelle jedoch vorweggenommen, dass phänomenunspezifische Projekte 

im Rahmen ziviler Trägerschaften eine deutliche größere Rolle spielen.  
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Abb. 2:  Relativer Anteil staatlicher Projekte nach Art des Projekts  

 

 

Insgesamt kann festgehalten werden, dass rechtsextremismuspräventive Projektansätze mit 

80% den überwiegenden Teil staatlicher Extremismusprävention ausmachen. Andere Phä-

nomenfelder stehen dem deutlich nach (Islamismus: 15%, Linksextremismus: 6%).  

Eine Verortung der Projekte im Bereich von universeller, selektiver oder indizierter Präventi-

on13 zeigt, dass oft keine eindeutige Zuweisung zu einem der Ansätze möglich ist (vgl. Abb. 3). 

Nicht selten arbeiten Projekte auch an der Schwelle zweier Ansätze, beispielsweise ein Bera-

tungstelefon für Radikalisierung, dass sich sowohl an Eltern richtet, die sich Sorgen auf 

Grund des sozialen Umfeldes und Auffälligkeiten in der Entwicklung ihres Kindes machen 

(eher selektiv), als auch an solche, deren Kinder bereits fest in extremistische Umfelder sozia-

lisiert sind und/oder bereits  Straftaten verübt haben (indiziert). 

Schwerpunktsetzungen präventiver Bemühungen des Staates lassen sich entsprechend fol-

gender Abbildung in den Bereichen von universeller und selektiver Prävention ausmachen: 

 

 

                                                           
13   Während sich universelle Prävention an die Gesamtbevölkerung wendet und insgesamt den stärksten Bezug zur Resili-

enzförderung aufweist, setzen selektive und indizierte Prävention sehr viel stärker an Risikofaktoren an. Selektive Prä-
vention adressiert vornehmlich Personen, die ein Risikopotential für die Entwicklung bestimmter Auffälligkeiten auf-
weisen und verfolgt das Ziel, Risikoverhalten sowie risikobehaftete situative Bedingungen einzudämmen. Indizierte 
Prävention setzt dort an, wo problematisches Verhalten bereits in Erscheinung tritt.  
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Abb. 3: Prozentuale Verteilung realisierter staatlicher Projekte nach Art der Prävention 

 

Zwecks Erfassung inhaltlicher Aspekte wurden die untersuchten Projekte hinsichtlich ihrer 

konzeptionellen Ausrichtung und Vorgehensweise bei der Präventionsarbeit einem von drei 

soziostrukturellen Ansätzen zugeordnet. Da oftmals mehrere dieser Ansätze tangiert wurden, 

orientierte sich die Erfassung an der jeweiligen Schwerpunktsetzung der einzelnen Projekte. 

 

Als Projekte mit 

 personenfokussiertem Ansatz (PA) galten dementsprechend Projekte, mit denen in 

erster Linie charakterliche Eigenschaften oder das Verhalten einer Person beeinflusst 

werden sollen. Hierbei war nicht von Belang, ob die Person als extremis-

tisch/radikalisiert anzusehen ist oder nicht. Unter den personenfokussierten Ansatz 

fielen z. B.: Toleranzförderung, Gewaltprävention, Medienkompetenz stärken, Akti-

vierung für Ehrenamt, Prävention von Straftaten, Aussteigerprogramm mit prakti-

scher Lebenshilfe. 

 

 umfeldfokussiertem Ansatz (UA) gelten Projekte, deren primäres Ziel die Beeinflus-

sung des sozialen/gesellschaftlichen Umfeldes einer Person ist. Hierunter fallen z. B. 

Schulen, Betriebe, Sicherheitsbehörden, Familie, Moscheen. Beispiele für das Umfeld 

fokussierende Projekte: Beratungshotline „Radikalisierung“ für Angehörige oder Leh-

rer, Präventionsansätze mit den Hauptzielgruppen Lehrer, Multiplikatoren, Imame 

sowie dem Ziel der Vernetzung. 
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 ideologiefokussiertem Ansatz (IA) galten Präventionsprojekte, die in erster Linie auf 

ideologische Aspekte fokussieren und die politisch-ideologische Positionierung bzw. 

Einstellung einer Person und/oder gesellschaftlicher Gruppe adressieren. So bei-

spielsweise Programme zur Demokratieförderung, Identifikation mit Deutschland 

oder einer Heimatregion, zum Erlenen von Argumentationsmustern gegen rechtsext-

reme Hetze im Internet, aber auch die Platzierung sog. „Counter Narratives“. Bildung, 

Sensibilisierung für ein spezifisches Extremismusphänomen, oder auch Aussteiger-

programme mit der Bedingung, sich von der jeweiligen extremistischen Ideologie zu 

lösen. 

 

Innerhalb der Gesamtstichprobe staatlicher Projekte zeigt sich eine Verteilung mit Schwer-

punkt auf umfeldorientierten Ansätzen, die mit 59% bei weit über der Hälfte aller staatlichen 

Projekte umgesetzt werden. Dies verwundert nicht weiter, bezieht man die Tatsache mit ein, 

dass es bei einem Großteil der untersuchten Projekte um Vernetzungsprojekte handelt, die 

per se einen umfeldorientierten Ansatz verfolgen. Auch im Bereich von personen- und ideo-

logiefokussierten Ansätzen zeigen sich Unterschiede zwischen Vernetzungs- und klassischen 

Projekten (vgl. Abb. 4).  

 

 

Abb. 4: Prozentuale Verteilung soziokultureller Ansätze staatlicher Projekte  
nach Art des Projekts  

 

 

Im Ost-West Vergleich zeigt sich, dass umfeldorientierte  Ansätze stärker im Osten (64% 

gegenüber 56%) und ideologiefokussierte Ansätze stärker im Westen vertreten sind (24% 
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gegenüber 18%). Dies lässt sich über den extrem hohen Anteil umfeldorientierter Vernet-

zungsprojekte in Ost (73%), sowie die hauptsächlich im Westen angesiedelten islamis-

muspräventiven Projekte erklären, die insgesamt den höchsten Anteil ideologiezentrierte 

Ansätze aufweisen (vgl. Kap. 3.2.3). 

Als Schwerpunkte in der Zielsetzung staatlicher Prävention kristallisierten sich folgende Be-

reiche heraus: Aufklärungs- und Sensibilisierungsarbeit, Förderung von Demokratie, Toleranz 

und zivilgesellschaftlicher Teilhabe sowie die Stärkung lokaler Akteure und die Förderung in-

terkultureller Kompetenzen.  

 

 

Abb. 5:  Relative Nennung von Zielfeldern unter staatlichen Projekten insgesamt 
(Mehrfachauswahl möglich) 
 

 

Eine detailliertere Betrachtung nach Art des Projekts zeigt, dass bei den klassischen Projek-

ten – im Gegensatz zu den Vernetzungsprojekten – eine deutliche Befassung mit der Präven-

tion von politisch motivierter Kriminalität (PMK) erkennbar ist (vierthäufigste Kategorie). 

Insgesamt adressieren 8% der untersuchten Projekte PMK als Zielfeld präventiver Maßnah-

men, drei Viertel davon konzentrieren sich auf PMK-Gewalt. 

Diese Ziele werden maßgeblich über Vernetzung, Informationsvermittlung, Praktische Le-

benshilfe/Beratung sowie Projektarbeit/Mitmachaktionen und Experten-/ MultiplikatorInnen-

schulungen verfolgt (vgl. Abb. 6). Eine Unterscheidung nach Netzwerk- und klassischen Pro-

jekten zeigt – wie zu erwarten – eine stärkere Rolle von Vernetzungsaktivitäten und Projekt-

förderung bei den Vernetzungsprojekten. Klassische Projekte hingegen weisen einen stärke-

ren Schwerpunkt im Bereich der Kontaktvermittlung auf.  
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Abb. 6: Relative Häufigkeiten zentraler Ansätze in der Präventionsarbeit staatlicher  
Projekte  (Mehrfachauswahl möglich) 

 

Die aus dem Material heraus gearbeiteten Zielgruppen, lassen sich grob in den vier überge-

ordnete Kategorien zusammenfassen: 

 

Kat. 1 Politische, zivilgesellschaftliche und behördliche Akteure  

 Vertreter aus den Bereichen Politik, Zivilgesellschaft und Behörden 

  

Kat. 2 Fachpersonal  

 aus Erziehung und Bildung, Sicherheitsbehörden, religiösen Ge-

meinschaften, Justizvollzugsanstalten 

  

Kat. 3 Betroffene 

 Auffällige Personen, Mitbetroffene, Opfer 

  

Kat. 4 Allgemeinbevölkerung 

 Unauffällige Personen, potentielle Opfer 
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Hiervon stellt „Fachpersonal“ die prozentual am häufigsten genannte Zielgruppe dar (haupt-

sächlich: Fachpersonal aus dem Bereich von Erziehung und Bildung). Gefolgt von der Katego-

rie „Politische, behördliche und zivilgesellschaftliche Akteure“ sowie „Allgemeinbevölke-

rung“ (hauptsächlich: Unauffällige Personen). „Betroffene“ bilden das Schlusslicht (haupt-

sächlich: Auffällige Personen). 

 

 

Abb. 7: Prozentuale Verteilung der Zielgruppen nach Oberkategorien (Gesamtstichprobe) 

 

Auch hinsichtlich der Zielgruppen ergeben sich Spezifika mit Blick auf die Projekttypen: 

Während bei den Vernetzungsprojekten ein deutlich stärkerer Fokus auf Politische, behördli-

che und zivilgesellschaftliche Akteure liegt, adressieren klassische Projekte deutlich stärker die 

Personengruppen, die unter Betroffene gefasst wurden – das bedeutet, sie engagieren sich 

stärker in der Arbeit mit Radikalisierten, deren Umfeldern sowie Opfern von Extremismus.  

Auch ein Vergleich zwischen Ost und West zeigt einige Besonderheiten auf. So etwa eine 

stärkere Adressierung von Betroffenen und Fachpersonal im Westen, wohingegen der Osten 

die Zielgruppen Allgemeinbevölkerung und Politische, behördliche und zivilgesellschaftliche 

Akteure deutlich stärker adressiert, als der Westen. Hinsichtlich der direkten Arbeit mit Be-

troffenen existieren im Westen mehr Projekte, die sich auch an das soziale Umfeld radikali-

sierter Personen wenden. Im Osten konzentriert sich die Arbeit stärker auf die Radikalisier-

ten selbst. Die Mehrzahl aller Projekte setzt auf einen direkten, das heißt Face-to-face-

orientierten Kommunikationsansatz (79%). Auch der Einsatz von Medien ist verbreitet (42%). 

Hierbei fällt auf, dass statische Medien wie Broschüren, Flyer, Medienpakete usw. den größ-

ten Anteil medialer Kommunikation ausmachen, wohingegen interaktive Medien eine eher 

untergeordnete Rolle spielen (weniger als ein Drittel der medieneinsetzenden Projekte und 

weniger als jedes zehnte der Gesamtstichprobe). Dies scheint insbesondere vor dem Hinter-
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grund, dass interaktive Medien ein äußerst geeignetes Mittel sind, die Zielgruppe der Ju-

gendlichen und deren Umfeld zu erreichen, überraschend. 

Die vorliegenden Informationen zu Evaluationsmaßnahmen zu den hier untersuchten Pro-

jekten müssen sowohl was die Anzahl als auch die Qualität (Tiefe) angeht, als äußerst dürftig 

bezeichnet werden. Insgesamt liegen zu 61% der Projekte Informationen über Planung, Art 

und Durchführung von Evaluationsmaßnahmen vor. Evaluationsergebnisse liegen – mit Aus-

nahme der durchgängig gut untersuchten Lokalen Aktionspläne– wenn überhaupt, nur in 

Einzelfällen vor (vgl.  hierzu auch BEHN et al. 2013). Letzteres dürfte jedoch auch dem Um-

stand geschuldet sein, dass sich Projekte zum Zeitpunkt der Erhebung mitunter noch im Eva-

luationsprozess befanden. In den Fällen, zu denen Informationen vorliegen, stellen Prozess-

evaluationen die am häufigsten durchgeführte Maßnahme dar (87%). Oftmals eng verknüpft 

– das heißt parallel durchgeführt – mit Wirkevaluationen (81%). Zufriedenheitsmessungen 

bzw. Prä-/Posterhebungen halten sich mit 66 bzw. 67% die Waage. Fremdevaluationen 

überwiegen mit 91% gegenüber Eigenevaluationen. Zwei Drittel der Projekte wurden mit 

dem Ergebnis „in Teilen zielführend“ bewertet (hierbei handelt es sich fast ausschließlich um 

lokale Aktionspläne), etwa jedes zehnte Projekt als zielführend und unter 1% als nicht ziel-

führend. Zu den restlichen Projekten lagen zum Zeitpunkt der Erhebung noch keine Ergeb-

nisse vor. Insgesamt bleibt bei der überwiegenden Anzahl der Fälle unklar, was konkret bei 

der Evaluation betrachtet wurde. 

 

 

Gesamtschau staatliche Prävention 
 

 Zielsetzung und zentrale Ansätze variieren je nach Projekttyp 
 

 Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland erkennbar 
 

 Islamismusprävention präsenter als erwartet (15%) 
 

 Linksextremismusprävention verhältnismäßig gering (6%) 
 

 Vornehmlich universelle-selektive Prävention 
 

 Thematische Schwerpunkte: Aufklärungsarbeit, Sensibilisierung, Stärkung loka-
ler Akteure, Förderung von Demokratie, Toleranz, zivilgesellschaftlicher Teilha-
be und interkultureller Kompetenz. 

 
 PMK-Prävention in erster Linie Thema Klassischer Projekte  
 
 Hauptzielgruppe: Fachpersonal (unterschiedlichster Sparten) 

 

 Informationslage zu Evaluationen dürftig   
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3. 2  Auswertung nach Präventionsgegenstand 

3. 2. 1 Rechtsextremismus 

Die Teilstichprobe der Projekte, die dem Thema Rechtsextremismusprävention gewidmet ist, 

umfasst insgesamt 267 Projekte, was den größten Anteil der Gesamtstichprobe staatlicher 

Projekte ausmacht (80%). Das verhält sich analog zum Straftatenaufkommen Politisch moti-

vierter Kriminalität allgemein, wo rechtsmotivierte Straftaten mit 52% des Gesamtstraftaten-

aufkommens an PMK den größten Anteil ausmachen. Bei politisch motivierten Gewaltstraf-

taten hingegen liegt rechtsmotivierte Gewalt mit 31% jedoch hinter linksmotivierten Gewalt-

straftaten14.  

Unter rechtspräventiven Projekten fällt ein hoher Grad an Vernetzungsprojekten (60%) auf. 

Den größten Anteil hiervon machen die sog. Lokalen Aktionspläne (LAP)15 aus (82%).   

Mit 83% dominieren – wie bisher auch in den anderen Teilstichproben zu beobachten – phä-

nomenspezifische, hier den Rechtsextremismus adressierende Projekte. In den übrigen Fäl-

len handelt es sich um phänomenübergreifende Projekte.  

Im Ost-West-Vergleich ergibt sich ein Verteilungsbild von 42% (Ost) gegenüber 58% (West). 

Unter Einbezug der Einwohnerzahl, wird hieraus deutlich, dass in Ostdeutschland – welches 

nur etwa 20% der Bundesbevölkerung auf sich vereint – präventive Bemühungen deutlich 

stärker ausgeprägt sind. Dies verhält sich analog zum Aufkommen der politisch rechtsmoti-

vierten Kriminalität – demnach das Straftatenaufkommen pro 100.000 Einwohner in Ost 

mehr als dreimal so hoch ist wie im Westen16. 

Insgesamt verteilen sich die Projekte zu je etwa 30% auf kommunale, kreisweite bzw. lan-

desweite Angebote. Der Anteil an kommunalen bzw. kreisweiten Initiativen wird hauptsäch-

lich durch die Lokalen Aktionspläne gewährleistet, wodurch deren Bedeutung für kommuna-

le Spezifika noch einmal deutlich wird. Unter Vernachlässigung der LAP arbeitet nur jedes 

zehnte Projekt kommunal. 

Eine Betrachtung nach Art der Prävention zeigt ein weitgehend vergleichbares Verteilungs-

bild zur Gesamtstichprobe „Staatliche Projekte“ mit dem einzigen Unterschied, dass in der 

                                                           
14  Entsprechend Berechnungen auf Basis veröffentlichter Lagebilder Politisch motivierte Kriminalität 2014 (vgl. Literatur-

verzeichnis). 
15  vgl. FN 16. 
16  Entsprechend Berechnungen auf Basis veröffentlichter Lagebilder Politisch motivierte Kriminalität 2014 (vgl. Literatur-

verzeichnis) sowie der DESTATIS Bevölkerungszahlen 2014 (abrufbar über http://destatis.de). 
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hiesigen Teilstichprobe die universelle Prävention etwas geringer und die selektive Präventi-

on etwas stärker betont ist. Dies führt zu der Annahme, dass Rechtsextremismusprävention 

tendenziell eher dann angestrengt wird, wenn ein konkretes Problem zum Vorschein kommt. 

 

 

Abb. 8: Relativer Anteil nach Präventionsart (Teilstichprobe Projekte „Rechts“) 

 

Rechtspräventive Vernetzungsprojekte widmen sich ausschließlich den Bereichen universelle 

und selektive Prävention und verfolgen neben der Ansprache von Fachpersonal primär den 

Ansatz einer Stärkung lokaler Akteure. Sie können als nahezu durchweg evaluiert angesehen 

werden (99%) und wurden in 91% als zielführend oder in Teilen zielführend bewertet.  

Klassische rechtspräventive Projekte decken neben universeller und selektiver auch den 

Schwerpunkt indizierte Prävention ab. Der Bereich indizierte Prävention wird vor allem über 

die Aussteigerprogramme abgedeckt, von denen 86% unter die klassischen, rechtspräven-

tiven Projekte fallen. Neben einem Fokus auf Deradikalisierung setzen sie auch auf die Prä-

vention politisch motivierter Kriminalität, was in Anbetracht des Fallzahlenaufkommens 

auch nicht verwundert (17.020 politisch motivierte Straftaten mit rechtem Hintergrund, ent-

sprechend 21 Straftaten pro 100.000 Einwohner17). Als Hauptzielgruppen werden jedoch in 

erster Linie Fachpersonal sowie die Allgemeinbevölkerung adressiert. Klassische rechtsprä-

ventive Projekte zeichnen sich vor allem auch durch Mitmachaktionen aus. 

Auf Grund der hohen Anzahl an Vernetzungsprojekten, weist die Rechtsextremismuspräven-

tion insgesamt einen starken Schwerpunkt im Bereich umfeldorientierter Ansätze auf (64%). 

Diese deutliche Tendenz gleicht sich bei alleiniger Betrachtung klassischer Projekte aus, bei 

denen personen-, umfeld- und ideologieorientierte Ansätze grob zu je einem Drittel vertre-

ten sind.   

                                                           
17  Entsprechend Berechnungen auf Basis veröffentlichter Lagebilder Politisch motivierte Kriminalität 2014 (vgl. Literatur-

verzeichnis) sowie der DESTATIS Bevölkerungszahlen 2014 (abrufbar über http://destatis.de). 
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Wenngleich sich die Verteilung der Zielfelder in die zentralen Beobachtungen zur Gesamt-

stichprobe einfügen, lassen sich doch auch einige Besonderheiten feststellen: So tritt bei 

alleiniger Betrachtung klassischer Projekte die Stärkung lokaler Akteure deutlich in den Hin-

tergrund, wohingegen die Prävention politisch motivierter Kriminalität und Deradikalisierung 

sehr viel stärker in den Fokus der Arbeit rücken. Dies ist mit Blick auf die Tatsache, dass sich 

der überwiegende Anteil an Aussteigerinitiativen in dieser Teilgruppe verorten lassen, nach-

vollziehbar.   

Hauptzielgruppen rechtspräventiver Bemühungen sind neben Fachpersonal unterschied-

lichster Sparten (am häufigen vertreten aus dem Bereich von Bildung und Erziehung) vor 

allem politische, behördliche und zivilgesellschaftliche Akteure (vgl. Abb. 9). Während die Ziel-

gruppe politisch, behördliche und zivilgesellschaftliche Akteure vor allem von den Vernet-

zungsprojekten bedient wird, liegt die Zielgruppe Allgemeinbevölkerung eher im Arbeitsbe-

reich klassischer Projekte.  

Im Ost-West-Vergleich zeigt sich eine leicht höhere Adressierung politisch, behördlicher und 

zivilgesellschaftlicher Akteure im Osten, was auf den höheren Anteil an Vernetzungsprojekten 

zurückzuführen sein dürfte. Es zeigen sich außerdem Unterschiede in der Arbeit mit Be-

troffenen, das heißt Radikalisierten und Straftätern, deren direkte soziale Umfelder und Op-

fer, die sich vor allem darin ausdrückt, dass im Westen stärker auch das soziale Umfeld 

adressiert sowie Opferarbeit betrieben wird. Im Osten liegt der Schwerpunkt der Arbeit in 

erster Linie auf der sich radikalisierenden bzw. radikalisierten Person selbst.  

 

 

Abb. 9:     Relative Verteilung von Zielgruppen in der Teilstichprobe „Rechts“ 
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In der direkten Arbeit rechtspräventiver Projekte dominiert der Face-to-face-Kontakt, nichts 

desto trotz nehmen statische Medien auch hier eine immense Bedeutung ein. Innerhalb der 

klassischen Projekte liegt der Anteil bei 46%. Insgesamt arbeitet nur jedes zehnte Projekt 

unter Einsatz interaktiver Medien.  

Neben Vernetzung, Informationsvermittlung und Praktischer Lebenshilfe/Beratung, stellen 

vor allem Projekte-/Mitmachaktionen sowie Experten-/Multischulungen zentrale Ansätze 

rechtspräventiver Arbeit dar. Während der Schwerpunkt (formelle) Vernetzung hauptsächlich 

von den Vernetzungsprojekten getragen wird, zählt die Durchführung von Projekt-/ Mit-

machaktionen vornehmlich zum Kernbereich klassischer Projekte.  

Zu 70% rechtspräventiven Projekte liegen Informationen zu evaluativen Maßnahmen vor. Bei 

der überwiegenden Mehrheit (86%) handelt es sich um Vernetzungsprojekte, von denen vor 

allem die 138 Lokalen Aktionspläne durchweg evaluiert wurden. Die Informationen zu 

klassischen Projekten sind dem gegenüber eher dürftig – sie machen 14% aller 

Informationen zu Evaluationen aus. Mit knapp 91% sind prozessevaluative Maßnahmen die 

am häufigsten durchgeführte Evaluationsmaßnahme. Vergleichbar hoch liegen 

Wirkevaluationen, die in 84% durchgeführt wurden. Zufriedenheitsmessungen und Prä-

/Posterhebungen halten sich mit 70% die Waage. Unter den Klassischen Projekten 

dominieren Prozess- und Wirkevaluationen (42-46%), wohingegen Zufriedenheitsmessungen 

und Prä-/Posterhebungen quasi keine Rolle spielen (je 4%, entspr. 1 Projekt). 

Vernetzungsprojekte sind nahezu ausschließlich fremdevaluiert und in 91% der Fälle als 

zielführend oder in Teilen zielführend bewertet. Bei den Klassischen Projekte sind in drei 

Vierteln der Fälle das ausführende Institut bzw. die Evaluationsergebnisse nicht bekannt. Auf 

Grund der niedrigen Fallzahlen können weitere Aussagen daher nicht getroffen werden. Dass 

zur überwiegenden Mehrzahl keine Informationen zu den Ergebnissen vorliegen, ist mitunter 

auch dem Umstand geschuldet, dass sich einige der Projekte zum Erhebungszeitpunkt sehr 

wahrscheinlich noch in der Evaluierung befanden.  

 

Rechtsextremismusprävention 
 

 Großer Anteil an Vernetzungsprojekten (82%) 
 

 Abdeckung von indizierter Prävention bzw. Vorbeugung Politisch motivier-
ter Kriminalität (PMK)  ausschließlich durch Klassische Projekte 

 
 Hauptzielgruppen: Fachpersonal und Allgemeinbevölkerung 

 
 Nahezu durchgängige Evaluation der Vernetzungsprojekte (99%) 
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3. 2. 2 Linksextremismus 

 

Mit nur 19 Projekten – das entspricht 6% aller staatlichen Projekte – ist die Teilgruppe der 

linkspräventiven Projekte nur äußerst gering ausgeprägt. 

Eine erste Besonderheit der Linksextremismusprävention zeichnet sich bei der Art der Pro-

jekte ab: Linkspräventive Bemühungen werden ausschließlich im Rahmen klassischer Projek-

te umgesetzt, es existieren keine Vernetzungsprojekte. Gut drei Viertel der Projekte verfol-

gen universelle bzw. universell-selektive Präventionsabsichten (14 Projekte).  

 

 

Abb. 10: Absolute Verteilung nach Präventionsart (Linksextremismusprävention) 

 

Mehr als die Hälfte der Projekte verstehen sich im Sinne unserer Definition als phänomen-

übergreifend (11 Projekte). Eine Kombination mit rechtspräventiven Absichten kommt hierbei 

ebenso häufig vor, wie eine mit islamismuspräventiven Absichten (Rechts: 6, Islamismus: 4; 

Extremismus allgemein: 1). Die Verteilung der Projekte auf Ost und West ist etwa ausgegli-

chen, was jedoch proportional nicht im Verhältnis zu den Einwohnerzahlen und dem Strafta-

tenaufkommen politisch motivierter Kriminalität steht18. Neben gut einem Drittel bundes-

weiter Projekte (6), handelt es sich bei den übrigen Projekten vornehmlich um landesweite 

Projekte (11) bzw. in zwei Fällen um rein kommunale Initiativen. Von ihrer soziostrukturellen 

Einordnung her sind Personen-, Umfeld- und Ideologieorientierungen in nahezu gleichen 

Anteilen vorhanden, so dass hier insgesamt von einem ausgewogenen Verhältnis gesprochen 

werden kann.  

Zentrale Zielfelder in der Linksextremismusprävention sind insbesondere die Aufklärungs- 

und Sensibilisierungsarbeit, Demokratieförderung, Toleranzförderung sowie die Förderung von 

                                                           
18  Berechnet auf der Grundlage pro 100.000 Einwohner. 
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Zivilcourage. Auffallend ist ein stärkerer Fokus auf Gewaltprävention allgemein (gegenüber 

politisch motivierter Gewaltkriminalität). Dies könnte dem Umstand geschuldet sein, dass 

gesamtgesellschaftlich das Feld des Linksextremismus bzw. linke Militanz als schwer greifbar 

wahrgenommen wird. Mit einer Fokussierung auf allgemeine Gewaltprävention wird einer 

Ideologiefokussierung und Etikettierung entgegen gewirkt, da hierdurch vor allem die Bot-

schaft gesendet wird, dass in erster Linie Gewaltstraftaten entgegengewirkt werden und 

nicht etwa ein ideologischer Diskurs „ausgefochten“ werden soll. Gleichzeitig wird aber auch 

deutlich, dass – wie bereits erwähnt – die Prävention von politisch motivierter Kriminalität im 

Rahmen linkspräventiver Arbeit einen deutlichen Schwerpunkt darstellt. Unter Berücksichti-

gung der Tatsache, dass linkspolitisch motivierte Gewaltstraftaten insgesamt 49% des fest-

gestellten Gesamtstraftatenaufkommens politisch motivierter Gewaltkriminalität ausma-

chen, erscheint dies auch plausibel (demgegenüber rechtsmotivierte Gewalt: 31%, islamis-

tisch motivierte Gewalt: 1%). 

 

 

Abb. 11: Absolute Nennung von Zielfeldern bei linkspräventiven Projekten  

 

Entsprechend der bisherigen Beobachtungen zur Art der Prävention dominiert die Zielgrup-

pe Fachpersonal. Politische, gesellschaftliche und behördliche Akteure stellen – sehr wahr-

scheinlich auch auf Grund der ausschließlich in Form von klassischen Projekten realisierten 

Präventionsarbeit – hier erstmals das Schlusslicht dar. Wenngleich berücksichtig werden 

muss, dass die Teilstichprobe der linkspräventiven Projekten äußerst gering ist, fällt auf, dass 

eine verhältnisweise starke Bedeutung der Zielgruppen Betroffene sowie Allgemeinbevölke-

rung erkennbar wird. 
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Abb. 12:  Relative Verteilung nach Zielgruppen-Oberkategorien in der Teilstichprobe „Links“ 

 

Die Arbeit mit den Zielgruppen erfolgt vornehmlich im Face-to-face-Kontakt (16 Projekte). 

Beim Einsatz von Medien dominieren auch in der Linksprävention statische gegenüber inter-

aktiven Medien 

Mit Blick auf die zentralen Ansätze fällt auf, dass die Informationsvermittlung stärker als im 

Gesamtdurchschnitt vertreten ist. Demgegenüber nimmt Vernetzung eine deutlich geringere 

Rolle ein. Letzteres verwundert jedoch nicht weiter, bezieht man die Tatsache mit ein, dass 

es im Bereich der Linksprävention keine Vernetzungsprojekte gibt. 

 

 

Abb. 13: Absolute Nennung der Zentralen Arbeitsansätze in der Teilstichprobe „Links“ 
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Da insgesamt nur zu fünf Projekten Aussagen über evaluative Maßnahmen vorliegen, kann 

hierzu keine verlässliche Aussage gemacht werden. Auffällig ist, dass keines der Projekte, zu 

denen Informationen vorliegen, wirkevaluiert wurde. In drei Fällen sind offenbar „sonstige 

Evaluationsarten“ zur Anwendung gekommen, worunter z. B. die Auswertungen von Zu-

griffszahlen oder „ernstgemeinte“ Anrufe fallen. In einem Fall war von vorneherein keine 

Evaluation vorgesehen. Eigen- und Fremdevaluation halten sich die Waage. Informationen 

zu Ergebnissen liegen nicht vor. 

 

 

Linksextremismusprävention  
 

 Keine Vernetzungsprojekte 
 

 Fokus auf allgemeine Gewaltprävention   
 

 Verhältnismäßig viele phänomenübergreifende Projekte 
 

 Hoher Anteil an landes- und bundesweit agierenden Projekten 
 

 Verhältnismäßig hohe Bedeutung der Zielgruppe „Betroffene“ 
 

 Primär reine Informationsvermittlung 
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3. 2. 3 Religiöser Extremismus 

Mit insgesamt 51 Projekten (davon zwei Vernetzungsprojekte) ist die Teilstichprobe der Prä-

ventionsprojekte gegen religiös orientierten Extremismus als überschaubar anzusehen.  

Auch unter den islamismuspräventiven Projekten dominieren phänomenspezifische Projekte, 

die insgesamt drei Viertel der Projekte ausmachen. Bei den phänomenübergreifenden Projek-

ten tritt die Kombination „Rechtsextremismus- /Islamismusprävention“ am häufigsten auf. 

Dies scheint aufgrund von Ähnlichkeiten und Gemeinsamkeiten beider Ungleichheitsideolo-

gien als nachvollziehbar. 

Der Schwerpunkt in der Islamismusprävention liegt im Bereich der selektiven Prävention. 

Hiermit unterscheiden sich islamismuspräventive Projekte sowohl von der Gesamtstichprobe 

staatlicher Projekte, als auch von den Teilgruppen rechts- und linkspräventiver Projekte.  

Eine Unterteilung nach Ost-West zeigt einen deutlichen Schwerpunkt islamismuspräventiver 

Projekte im Westen (82%). Dies findet eine Entsprechung darin, dass sog. Hotspots islamisti-

scher Radikalisierung vor allem in westdeutschen Städten zu finden sind: Von den bis Juni 

2015 in das syrisch-irakische Kampfgebiet aus Deutschland aus islamistischer Motivation 

ausgereisten Personen stammen über 80% aus westdeutschen Städten19. Ergänzt werden die 

vornehmlich landesweiten und in vereinzelten Bundesländern arbeitenden Projekte durch 

bundesweit abrufbare Angebote, so dass insgesamt eine große Flächenabdeckung gegeben 

ist. Kommunale bzw. regional orientierte Projekte stehen diesen Ansätzen deutlich nach. 

Eine äußerst interessante Beobachtung ergibt sich bei der soziostrukturellen Einordnung: 

Während bei den klassischen Projekten der Teilstichproben „Rechts“ und „Links“ ein relativ 

ausgewogenes Verhältnis festzustellen ist, zeigt sich in der Gruppe islamismusfokussierender 

Projekte erstmalig ein Verhältnis zu Ungunsten personenorientier Ansätze. Umfeld- und ide-

ologieorientierte Ansätze nehmen dem gegenüber eine deutlich stärkere Rolle ein (Umfeld: 

47%, Ideologie: 41%). Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass das gesellschaftliche Umfeld 

als wichtiger Anknüpfungspunkt für die Prävention von Radikalisierungsprozessen und is-

lamistisch motivierter Kriminalität gesehen wird. 

                                                           
19  Berechnungen erfolgten auf Grundlage der Daten zur Studie „Analyse der Radikalisierungshintergründe und -verläufe 

der Personen, die aus islamistischer Motivation aus Deutschland in Richtung Syrien und Irak ausgereist sind“ (Bundes-
kriminalamt et al. 2015).  
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Abb. 14:  Relative Verteilung soziostruktureller Ansätze in der Teilstichprobe „religiöser Extremismus“ 

 
 

Auch hinsichtlich der Zielfelder weist Islamismusprävention einige Besonderheiten auf: Ins-

gesamt liegt der Fokus hier fast ausschließlich auf der Aufklärung und Sensibilisierung (73%), 

weitere Zielfelder folgen erst mit einigem Abstand (< 20%).  

Wie bei der Linksextremismusprävention nimmt die Bedeutung der PMK-Prävention (16%) 

einen deutlich höheren Stellenwert ein, als es bei den rechtspräventiven Projekten der Fall ist. 

Hierfür gibt es unterschiedliche Erklärungsmöglichkeiten, welche in der Ergebniszusammen-

fassung erläutert werden (vgl. Kap. 4). 

 

 

  
 

Abb. 15:  Relative Nennung der Zielfelder (Mehrfachauswahl möglich) bei Präventionsprojekten  
  gegen religiösen Extremismus 
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Eine Betrachtung der Zielgruppen belegt noch einmal den geringeren Fokus, der auf univer-

selle Prävention gerichtet wird– die Allgemeinbevölkerung wird deutlich seltener adressiert, 

als das bei links- bzw. rechtspräventiven Projekten der Fall ist. Im Gesamtverhältnis ist hier 

die Gruppe Fachpersonal stärker vertreten – eine hinzukommend stärkere Konzentration auf 

Fachpersonal aus Religiösen Gemeinschaften ergibt sich aus der Thematik selbst. Interessan-

terweise bilden Betroffene hier erstmals das Schlusslicht. Dies stützt unsere Ausführungen zu 

den soziostrukturellen Besonderheiten dieser Teilstichprobe (vgl. S. 29). 

 
 

  
 

Abb. 16:     Relative Nennung von Zielgruppen (Teilstichprobe Islamismusprävention) 

 
 

Übereinstimmend mit den bisherigen Erkenntnissen überwiegt bei der Präventionsarbeit der 

Direktkontakt (Face-to-face), welcher von 69% der Projekte alleinig oder in Kombination mit 

medialer Kommunikation eingesetzt wird. Beim medialen Einsatz stehen auch hier die stati-

schen Medien im Vordergrund. 

Bezüglich der zentralen Ansätze gilt auch für die Islamismusprävention, dass der Hauptfokus 

staatlicher Projekte auf der Informationsvermittlung (71%) liegt. Mit 37% liegen Experten- 

und MultiplikatorInnenschulungen hier nicht nur an zweiter Stelle, sondern sind insgesamt 

auch stärker vorhanden, als in den Vergleichsgruppen „Rechts“ und „Links“. Auffallend ist 

auch der hohe Anteil an Projekten, die sich der Vernetzung mit anderen Projekten bzw. Initi-

ativen widmen, ohne selbst in die Kategorie Vernetzungsprojekte zu fallen (informelle Ver-

netzung). Dies ist sehr wahrscheinlich Ausdruck des Erfordernisses, diesem verhältnismäßig 

jungen Phänomen im Spannungsfeld von hohem politischen Interesse und wenig solidem 

Wissen, auf das bislang zurückgegriffen werden konnte, zu begegnen. 
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Abb. 17:       Relative Nennung zentraler Arbeitsansätze in der Islamismusprävention  

 
 

Hinsichtlich evaluativer Maßnahmen bleibt zu erwähnen, dass auch in der hiesigen Teilstich-

probe nur zu acht Projekten Informationen vorliegen. In einem Fall handelt es sich um ein 

fremdevaluiertes, in vier Fällen um eigenevaluierte Projekte (zu den Übrigen liegen keine 

Informationen in diesem Punkt vor). Die häufigste Form der Evaluation fällt in die Kategorie 

Sonstiges (4 Projekte) und umfasst in der Regel selbst entwickelte Kriterien, an Hand derer 

die Maßnahmen bewertet werden. Beispielsweise werden die anfragenden Zielgruppen do-

kumentiert, um nachzuhalten ob das Projekt Zielgruppenorientiertheit gewährt. Oder es 

wurde zahlenmäßig dokumentiert, wie vielen Jugendlichen es gelungen ist, sich in ein neues 

Umfeld zu sozialisieren. In einem Fall wurde die Maßnahme prozessevaluiert und hinzu-

kommend einer Zufriedenheitsmessung unterzogen. In einem Fall befindet sich die Evaluati-

on noch in der Planung. 

Im Ergebnis sehen wir, dass die Hälfte der evaluierten Projekte als (in Teilen) zielführend 

beschrieben wird. Ein Projekt wird als nicht zielführend beschrieben. Zu drei Projekten liegt 

noch kein Ergebnis vor.  

 

Islamismusprävention  

 Großes Interesse an informeller Vernetzung 

 Stärkster kriminalpräventiver Charakter 

 Geringe Bedeutung personenorientierter Ansätze 

 Fast ausschließlich Aufklärungs- und Sensibilisierungsarbeit  

 In hohem Maß reine Informationsvermittlung 
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 3. 2. 4   Allgemein ausgerichtete  Extremismusprävention   

 
Unter allgemein ausgerichteter bzw. nicht näher spezifizierter Extremismusprävention ver-

stehen wir eine phänomenunspezifische Beschäftigung mit dem Phänomen Extremismus. 

13% aller staatlichen Projekte weisen (mitunter) phänomenunspezifische Anteile in ihrer Prä-

ventionsarbeit auf. 

Ansätze unspezifischer Extremismusprävention treten in zwei Formen auf:  

 

 in Kombination mit spezifischen Phänomenfeldern (wie etwa Linksextremismus o-

der Islamismus) – dann in der Regel als Indiz für einen sich anderen Formen des Ext-

remismus gegenüber öffnenden Ansatz (phänomenübergreifend). Dies gilt für 14% 

der phänomenübergreifenden Projekte. 

Typische Formulierungsbeispiele: 

„… zielen darauf ab, rechtsextremistische oder jedwede andere extremistische Bestrebungen 

vorzubeugen“ oder „richtet sich an Betroffene aus rechtsextremistischen Umfeldern aber auch 

solche, die mit anderen Formen des Extremismus in Berührung kommen“.  

 

 phänomenunspezifisch, das heißt, allgemein offen gehalten, ohne Benennung einer 

konkreten Extremismusrichtung (3%).  

Typische Formulierung:  

„…hat zum Ziel demokratische Denkstrukturen zu fördern, um Extremismus vorzubeugen“. 

 

Projekte des ersten Typs (phänomenübergreifend) wurden bereits in den einzelnen Kapiteln 

zu Rechts-, Links- und Islamismusprävention abgehandelt. Im Folgenden wird es daher da-

rum gehen, die Projekte des zweiten Typs gezielter anzuschauen. Auf den ersten Blick mag 

das in Anbetracht der überaus geringen Fallzahl von nur elf Projekten (entspr. 3% der Ge-

samtstichprobe staatlicher Projekte) überraschen. Es sei an dieser Stelle jedoch vorweg ge-

nommen, dass Projekte dieses Typs im Rahmen der zivil getragenen Präventionslandschaft 

eine deutlich größere Rolle einnehmen.  

Wegen der äußerst geringen Fallzahl von nur elf Projekten sollen hier nur kurz einige Cha-

rakteristika phänomenunspezifischer Projekte dargestellt werden: Allem voran fällt auf, dass 

ausgehend vom soziostrukturellen Schwerpunktansatz, vor allem eine Personen- und Um-

feldorientierung deutlich wird. Dies ist ungewöhnlich, da das Zielfeld Demokratieförderung, 
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welches einen eher ideologiefokussierten Ansatz vermuten lässt, mitunter deutlich hervor-

sticht.  

Insgesamt lassen sich phänomenunspezifische Projekte, unter denen es sowohl Vernet-

zungs- als auch klassische Projekte gibt, schwerpunktmäßig im Bereich von universeller Prä-

vention verorten. Damit einhergehend stellt die Allgemeinbevölkerung, also unauffällige 

Personen, die Hauptzielgruppe dar.  

 

 

  Allgemeine Extremismusprävention  

 Kombination mit spezifischen Phänomenfeldern  (phänomenübergrei-

fend) oder komplett phänomenunspezifisch 

 Schwerpunkt universelle Prävention 
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4  Zusammenfassung der Ergebnisse und Ausblick 

Im Fokus der hier vorliegenden Auswertung, die im Kontext eines modular aufgebauten For-

schungsprojekts20 durchgeführt wurde, steht die überblickartige Darstellung der Extremis-

mus-Präventionslandschaft in Deutschland. Aussagen zur Qualität, d. h. Effizienz und Effek-

tivität sowie Zielgerichtetheit einzelner Projekte kann die vorliegende Studie nicht leisten – 

dies stand jedoch ausdrücklich auch nicht im Interessenfokus. Vielmehr geht es um den Ver-

such, die doch recht komplexe und unübersichtliche Landschaft staatlicher Extremismusprä-

vention erstmalig überblickartig zu skizzieren, d. h. in ihrer Vielfältigkeit zu erfassen und zu 

beschreiben. Dass dies kaum in Gänze möglich ist, ist den Autoren bewusst. Insbesondere da 

Kleinstinitiativen sowie die Vielzahl ehrenamtlicher Initiativen – in erster Linie im Zusam-

menhang mit der noch ausstehenden Auswertung ziviler Projekte – kaum vollständig erfasst 

werden können. 

Die hier vorgelegte Sonderauswertung zu staatlichen Präventionsprojekten stützt sich auf 

eine umfassende Erhebung in die 336 Projekte eingeflossen sind. Sie wurden im Zeitraum 

vom 31. Juli bis 31. Dezember 2014 mit Hilfe von 43 präventionsrelevanten Akteuren erho-

ben und auf der Grundlage eines spezifisch für das Projekt entwickelten Kriterienkatalogs 

(vgl. Anhang B) ausgewertet. Als Datengrundlage wurde auf (Eigen-) Präsentationen der ein-

zelnen Projekte zurückgegriffen.  

Wenngleich der größte Anteil erhobener Projekte dem Bereich der Rechtsextremismusprä-

vention zuzuordnen ist, überrascht ein vergleichsweise hoher Anteil an Islamismuspräventi-

on (15%), der zum Erhebungszeitpunkt so (noch) nicht erwartet worden war.  

Neben phänomenspezifischen Projekten, die mit 83% den überwiegenden Anteil ausmachten, 

ließen sich auch phänomenübergreifende sowie phänomenunspezifische (d. h. ohne Ein-

schränkung auf ein bestimmtes Phänomenfeld) Projekte finden (vgl. Kap. 3.1).  

Der Schwerpunkt staatlicher Extremismusprävention liegt insgesamt im Bereich von univer-

seller bzw. universell-selektiver Prävention.  

Aufklärungs- und Sensibilisierungsarbeit stellen das Hauptbestreben staatlicher Prävention 

dar. Ganz im Sinne eines resilienzfördernden Ansatzes wird darüber hinaus auch auf die ge-

zielte Förderung von allgemeinhin als delinquenz- und extremismuspräventiv geltenden 

Kompetenzen gesetzt (z. B. Demokratieverständnis, Toleranz, Interkulturalität, Teilhabe). Bei 

der konkreten Umsetzung wird vornehmlich auf einen Multiplikatoreneffekt sowie die Stär-

                                                           
20  BKA-Projekt „Entwicklungsmöglichkeiten einer phänomenübergreifenden Prävention politisch motivierter Gewaltkri-

minalität (PüG)“ in Durchführung bei der Forschungs- und Beratungsstelle Terrorismus/Extremismus (KI11).  
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kung lokaler Akteure gesetzt – Hauptzielgruppen staatlicher Prävention sind dementspre-

chend in erster Linie Fachpersonal unterschiedlichster Fachrichtungen (allen voran aus dem 

Erziehungs- und Bildungssektor) sowie politische, behördliche und zivilgesellschaftliche Ak-

teure. Die Arbeit mit den Zielgruppen zeichnet sich insgesamt durch ein hohes Maß an Face-

to-face-Kommunikation aus. Beim Einsatz von Medien stehen interaktive Medien (z. B. Bera-

tung via Internet) statischen Medien deutlich nach. Es dominieren nach wie vor Broschüren, 

Flyer und Medienpakete, was angesichts der doch recht hohen Bedeutung internetgestützter 

Kommunikation verwundert. Es wäre zu prüfen, inwieweit das  Internet, als virtuelle soziale 

Plattform, nicht stärker in den ‚strukturell-konzeptionellen‘ Fokus der Präventionsbemühun-

gen mit einbezogen werden sollte. 

Als ein weiteres zentrales Ergebnis der vorliegenden Untersuchung kann der ausgesprochen 

hohe Anteil an Vernetzungsprojekten angeführt werden, die die Hälfte aller staatlichen Pro-

jekte ausmachen (in erster Linie Lokale Aktionspläne, Demokratiezentren, Koordinierungs-

stellen und Beratungsnetzwerke). Diese zeichnen sich vornehmlich durch einen umfeldorien-

tierten, phänomenspezifischen Ansatz aus. Es zeichnet sich hier jedoch auch eine Öffnung 

gegenüber neuen Phänomenen ab. Dies drückt sich maßgeblich in einer relativ offen gehal-

ten Mitadressierung des Phänomens Extremismus ohne nähere Spezifizierung aus. Insge-

samt fällt auf, dass Vernetzungsprojekten vor allem in Ostdeutschland eine bedeutende Rol-

le zukommt. Dort machen sie gut drei Viertel aller Projekte aus.  

Die Betrachtung klassischer Projekte lässt offenkundig werden, dass diese sich offenbar gut 

mit Vernetzungsprojekten ergänzen: Bei den in erster Linie von Bund und Ländern getrage-

nen klassischen Projekten treten Absichten zur Vernetzung deutlich in den Hintergrund. Ne-

ben den bereits erwähnten Zielgruppen richten sie diese auch stärker an die Allgemeinbevöl-

kerung und weisen einen tendenziell stärkeren phänomenübergreifenden Charakter auf. Im 

Gegensatz zu den Vernetzungsprojekten spielt auch die Prävention Politisch motivierter 

Kriminalität eine konkrete Rolle.  

Neben den zuvor erwähnten strukturellen Auffälligkeiten zeigen sich auch Besonderheiten 

bei der konkreten Betrachtung der unterschiedlichen Extremismusarten. 

So stellt die Rechtsextremismusprävention, die mit 80% der Projekte in unserer Untersu-

chung am stärksten vertreten ist, den Bereich dar, der am intensivsten von Vernetzungspro-

jekten durchsetzt ist. Ein Lückenschluss zwischen kommunaler und landes- bzw. bundeswei-

ter Prävention ist hier vor allem durch die Kombination von Vernetzungs- und klassischen 

Projekten gewährleistet. Auf Grund des vergleichsweise hohen Anteils an Aussteigerpro-

grammen weist Rechtsextremismusprävention auch im Bereich der selektiv-induzierten Prä-

ventionsarbeit einen sichtbaren Schwerpunkt auf. Staatliche Rechtsextremismusprävention 

zielt vor allem auf die Schulung von Fachpersonal, allen voran solchem aus dem Erziehungs- 

und Bildungssektor.  
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Linksextremismusprävention hingegen zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass hier aus-

schließlich Klassische Projekte durchgeführt werden und der Anteil an phänomenübergrei-

fenden Projekten im Verhältnis höher liegt. Mit einer äußerst überschaubaren Anzahl von nur 

19 Projekten bildet die Linksextremismusprävention das Schlussschlicht der hier betrachten 

Phänomenfelder. Dies steht deutlich im Widerspruch zum Fallaufkommen Politisch Moti-

vierter Kriminalität, wo linksmotivierte Straftaten einen großen Anteil am Gesamtaufkom-

men ausmachen. Im Vergleich zu den anderen Phänomenbereichen wird bei der staatlichen 

Linksextremismusprävention stärker auf reine Informationsvermittlung zurückgegriffen. 

Hauptzielgruppen sind die (unauffällige) Allgemeinbevölkerung bzw. Betroffene. Hinzu-

kommend wird ein starker Fokus auf allgemeine Gewaltprävention deutlich. In der Summe 

erzeugen die Beobachtungen den Eindruck, dass es sich bei der Linksextremismusprävention 

um das „Stiefkind“ präventiver Bemühungen handelt – zumindest im Spiegel des Lagebildes 

politisch motivierter Kriminalität. 

Das schärfste Profil weist insgesamt die Islamismusprävention auf. Diese zeichnet sich 

durch einen äußerst geringen Grad an Vernetzungsprojekten bei zugleich hoher Bedeutung 

von (informeller) Vernetzung untereinander aus. Anders als bei den Vernetzungsprojekten 

geht es hier also nicht darum, sich zu Koordinierungs- und Systematisierungszwecken insti-

tutionell zu vernetzten. Vielmehr wird ein starkes Bestreben deutlich, vorhandenes Wissen 

zu teilen, was für (relativ) junge Kriminalitätsphänomene typisch ist. Weiterhin sind ein auf-

fällig niedriger Anteil an personenorientierten Ansätzen sowie eine deutlich stärkere Adres-

sierung von Fachpersonal unterschiedlichster Richtungen beobachtbar. Staatliche Islamis-

musprävention richtet sich dementsprechend vor allem an Experten und nur in geringerem 

Maß unmittelbar an Betroffene. Das belegen auch die überdurchschnittlich hohen Einsätze 

von reiner Informationsvermittlung sowie Experten- und Multiplikatoren-Schulungen. 

Insgesamt wird ein starkes Bemühen ersichtlich, islamistische Radikalisierung besser zu ver-

stehen und darauf zu reagieren. Dies führt im Ergebnis dazu, dass sich Islamismusprävention 

zum Zeitpunkt der Erhebung fast ausschließlich den Themen Aufklärung und Sensibilisie-

rung widmet – Indiz für eine starke Beschäftigung mit einem an sich noch relativ neuen 

Thema.  

Mit einem ausgesprochen hohen Anteil an selektiven Präventionsansätzen und einem hohen 

Interesse an der Prävention politisch motivierter Kriminalität weist Islamismusprävention 

insgesamt den stärksten kriminalpräventiven Charakter auf21. Dass neun von zehn Projekten 

                                                           
21

  Mit STEFFEN (2011) verstehen wir „vor allem die selektiv und indiziert ausgerichteten Konzepte und Maßnahmen als im 

eigentlichen Sinne kriminalpräventiv“ (103f.). Demgegenüber können universelle Maßnahmen zwar „zweifellos […] auch  

kriminalpräventive Wirkungen entfalten. Es würde ihrem Anspruch und ihrer Bedeutung jedoch nicht gerecht, würde man 

sie vorrangig auf diesen kriminalpräventiven Aspekt reduzieren, sie sozusagen für die Zwecke der Kriminalprävention in-

strumentalisieren. Auch um dem Risiko einer Entgrenzung der Kriminalitäts- und Präventionsbegriffe entgegenzuwirken, ist 

Kriminalität nicht der geeignete Bezugsrahmen für Programme und Maßnahmen der universellen (sozialen) 

on“ (ebd.). 
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im Westen zu verorten sind, wird  durch deren hauptsächlich landes- bzw. bundesweite 

Reichweite kompensiert, so dass insgesamt eine hohe Flächenabdeckung gegeben ist. Ande-

rerseits entspricht dieses Verteilungsmuster dem unterschiedlichen Aufkommen islamisti-

scher Szenestrukturen in Ost- und Westdeutschland. 

Projekte mit dem Ziel einer phänomenfeldunspezifischen Prävention von Extremismus 

spielen mit nur 3% des Gesamtaufkommens eine eher geringere Rolle innerhalb der staatli-

chen Extremismusprävention. In Vorausschau auf die noch ausstehende Berichterstattung 

zur Projektlandschaft ziviler Projekte sei jedoch erwähnt, dass diese dort eine deutlich stär-

kere Rolle einnehmen. Staatliche, phänomenunspezifische Prävention zeichnet sich durch 

einen schwerpunktmäßig universellen Charakter aus. Extremismusaffine Schutzfaktoren, 

allen voran die Demokratieförderung, werden hier vor allem über personen- und umfeldori-

entierte Ansätze vermittelt.  

Als bedenklich kann der enorm schwierige Zugang zu Evaluationsergebnissen gesehen wer-

den, da hierdurch ein Erfahrungsaustausch, ein Voneinanderlernen deutlich erschwert wird. 

Insgesamt lagen nur zu 61% der Projekte (wovon gut zwei Drittel allein auf die LAP fallen) 

überhaupt Informationen zu evaluativen Maßnahmen vor. Diese sind jedoch in der Regel 

lückenhaft oder wenig detailliert (z. B. nicht auf Einzelmaßnahmen bezogen, Darstellung 

anhand weniger Merkmale). Auch auf teilweise mehrmaliges Nachfragen konnten keine wei-

teren Informationen gewonnen werden. 

Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass eine umfeldorientierte Arbeit mit stark qualifi-

zierendem, koordinativ-systematisierenden und lokal stärkendem Charakter den Kern staat-

licher Extremismusprävention bildet. Dies belegt die Vielzahl primär netzwerkorientierter 

Projekte („Vernetzungsprojekte“), die sich in erster Linie an Fachpersonal unterschiedlichster 

Bereiche sowie politische, behördliche und zivilgesellschaftliche Akteure wenden.  

Obwohl der hohe Anteil an Vernetzungsprojekten auf den ersten Blick überraschen mag, 

wird doch auch deutlich, dass hierüber den kommunalen Besonderheiten Rechnung getragen 

wird, indem kommunenspezifisch und bedarfsgerecht auf zur Verfügung stehende Angebote 

zurückgegriffen werden kann.  

Die Ausgestaltung staatlicher Extremismusprävention in Deutschland weist insgesamt eine 

starke Orientierung am Aufkommen Politisch motivierter Kriminalität auf. Auffällige Abwei-

chungen ergeben sich im Linksextremismus, bei dem Präventionsmaßnahmen und Strafta-

tenaufkommen im Missverhältnis stehen. An dieser Stelle darf jedoch nicht außer Acht ge-

lassen werden, dass sich die hier angestrengte Untersuchung allein auf den Bereich staatli-

cher Extremismusprävention bezieht. Es bleibt daher abzuwarten, wie sich staatliche und 

zivil getragene Prävention letztlich zu einem Gesamtbild zusammenfügen. 
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ANHANG  A - Angeforderte Informationen zu Einzelmaßnahmen  
 

 

Rahmenbedingungen des Programms/Projekts 
 

 Präventionsgegenstand? Welchem konkreten Verhalten soll vorgebeugt, welches gefördert 
werden? 

  (z.B.: rechtsmotivierte Gewalt, Loslösung von kriminellem, islamistischem Milieu) 
 Wie lautet der Programm-/Projektname? 

 Wie lautet ggf. der Name des übergeordneten Programms (z.B.: BMI „Zusammenhalt durch 
Teilhabe“) 

 Sonstige beteiligte Institutionen (z.B.: Jugendamt „XY“, Polizeidienststelle „XY“, Verein „XY“, 
Schule „XY“, Strafentlassenenhilfe „XY“) 

 Gesamtangebotszeitraum (z.B.: 01.01.11 - 31.12.12, einmalige Verlängerung - 30.06.13) 
 Programm-/Projektstatus (z.B.: Pilot 3 Jahre, Nachfolge-/ Aufbauprogramm zu „XY“) 
 Wie gestaltet sich die Finanzierung? Wie hoch sind die anfallenden Kosten? (z.B.: Fremdmit-

tel Bund 5.000€ vom 01.01.11 bis 31.12.2011 danach Eigenmittel 7.500€/Kosten 590€ pro 
Teilnehmer/etc.) 

 Anzahl und Qualifikation Mitarbeiter (z.B.: 1x Polizist, 2x Sozialpädagogen, 1x Aussteiger) 
 Erfolgte eine programmspezifische Aus- oder Weiterbildung für das Programm? (z.B.: didak-

tische 

 Fortbildung, Einweisung, Mentoring, Supervision etc./praktische Erfahrung durch „XY“ vor-
handen) 

 Wo wird das Programm angeboten (z.B.: landesweit, nur Stadtteil „XY“, nur Schule „XY“) 

 Wo wird das Programm umgesetzt (z.B.: bundesweit, nur Landkreis „XY“) 

 Kompatibilität (z.B.: mit politischem Konzept „XY“, schulpolitischen Initiative „XY“) 
 
 

Informationen zur Zielgruppe 
 

 Zielgruppe (z.B.: pot. Delinquent, Opfer, Familie, Lehrer als Multiplikator, Imam, JVA-
Mitarbeiter) 

 Eigenschaften der Zielgruppe (z.B.: Alter, Schulabschluss, ideologische Prägung, soziale Prob-
lemlage) 

 Wie wird der Kontakt zur Zielgruppe hergestellt und weiterhin gewährleistet? (z.B.: Bewäh-
rungshelfer, Kontaktbereichsbeamte, Eltern, Klassenverband, Öffentlichkeitsarbeit, Pflicht-
angebot) 

 Inwieweit ist eine Problemanalyse erfolgt? (z.B.: Ist-Stand, Soll-Stand, Gefährdung Zielgrup-
pe) 

 
 

Methodischer Ansatz 
 

 Wie gestaltet sich die Durchführung? (z.B.: Einzelmentoring, Gruppenrollenspiel, Frontalun-
terricht) 

 Welchen Ansatz verfolgt das Programm? (z.B.: Auseinandersetzung mit Ideologie, sozial-
strukturelle Probleme, praktische Lebenshilfe, Wertevermittlung freiheitliche Demokratie) 

 Wo findet das Programm statt? (z.B.: Vereinsheim „XY“, Rathaus „XY“, Polizeidienststelle 
„XY“) 
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 Wie ist das Programm konzeptioniert? (z.B.: offen, strukturiert, Anpassung mög-
lich/durchgeführt) 

 Anwendungsdauer der jeweiligen Einzelmaßnahme (z.B.: Modul I, 4 x 2 Stunden) 
 

 
 
Evaluation, falls zutreffend 
 

 Art der Evaluation? (z.B.: Zufriedenheitsmessung, Prä-/ Posterhebung, Prozessevaluation, 
Wirkevaluation) 

 Durch wen ist die Evaluation erfolgt? 
 

 
Sonstiges 
 

 Wie schätzen Sie die Übertragbarkeit Ihrer Maßnahme auf andere Phänomenbereiche ein? 
(z.B.: 
Modul 2 „Demokratiestärkung“ auch für Linksextremismuspräventuion geeignet, weil…/ mit 
der 
Anpassung, dass…) 

 Eventuelle Besonderheiten der Maßnahme 
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ANHANG  B – Fragenkatalog Nacherhebung 

 

Erhebungsbogen Präventionslandschaft (Modul III) 

PÜG – Modul III - Erhebungsbogen Vers.3.0 , Stand: 03.08.2015 

 

Trägerschaft 

1   Staatlich  2   Zivil  

 

Präventionsgegenstand 

Mehrfachauswahl möglich 

1   Rechtsextremismus 

1   Linksextremismus 

1   Islamismus/Salafismus 

1   nicht näher spezifiziert (z. B. „Alle Formen von Extremismus“) 

1   Sonstiges (z. B. PKK) 

99   k. A. 

 

Soziostrukturelle Einordnung  

1   Person(en) 

2   Umfeld 

3   Ideologie 

4      Sonstiges 

ID Nr. 

      
 

  

Projektname  

      



43 

 

 

Formulierte Ziele Mehrfachauswahl möglich  

Thematisierung    

1   Aufklärung/Sensibilisierung  

(z.B. polit./hist. Bildungsarbeit, Bekanntmachen 

des Salafismus)            

  

 

Resilienz/Schutzfaktoren 

  

1   Toleranzförderung     1   Interkulturelle Kompetenz 

1   Medienkompetenz fördern 1   Stärkung lokaler Akteure 

1   Identitätsarbeit   

(z.B. auch Identifikation mit dem Stadtteil…) 

1   Sonstige Resilienzförderung 

 

Teilhabe/Partizipation 

  

1   Demokratieförderung           1   Zivilcourage fördern 

1   Politische Teilhabe /Engagement 

fördern 

1   Zivilgesellschaftliche Teilhabe/ 

Engagement fördern 

 

Förderung informeller Vernetzung 

  

1   Selbsthilfegruppen/Austausch         

 

De-Radikalisierung 

  

1   De-Radikalisierung (Verhalten und/oder 

Einstellung) 
1   Fremdenfeindlichkeit/ 

Antisemitismus abbauen    

 

Gewalt/Pol. mot. Kriminalität (PMK) 

 

1   Gewaltprävention (allgemein)          1   Gewaltprävention (PMK-G)        

1   Sonstige PMK prävenieren (z. B. 

Propaganda) 
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Sonstiges 

1   Sonstiges:         

 

 

Zuständigkeitsbereich (Land, Bund, Kommune): 

 

1   BB              2             BE           3          BW         4        BY       

5   HB      6        HE      7   HH 8             MV            

9   NI            10         NW        11      RP      12       SH     

13  SL      14   SN 15                ST              16          TH         

17  BUND        18    KOMMUNE     

        

 

PLZ vom Ausführungsort 

      

 

 

Wo wird/wurde das Projekt angeboten? 

1   kommunal 

2   im Kreis/Regionalverbund 

3   landesweit 

4   in vereinzelten Bundesländern 

5   bundesweit (hierunter auch: Internet) 

6   sonstiges 

99   k. A. 
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Hauptzielgruppe(n) 

Mehrfachauswahl möglich  

1   Auffällige Personen/Gruppen 

1   Mitbetroffene (z. B. Familie, unmittelbares soz. Umfeld, Peers) 

1   Unauffällige Personen/Allgemeinbevölkerung  

1   Opfer 

1   Potentielle Opfer 

1   Fachpersonal aus Erziehungs- und Bildungssektor 

1   Fachpersonal aus Sicherheitsbehörden 

1   Fachpersonal aus JVAen 

1   Fachpersonal aus religiösen Gemeinschaften (z.B. Imame, Pfarrer) 

1   Sonstige Engagierte aus religiösen Gemeinschaften 

1   Politische, behördliche und/oder zivilgesellschaftliche Akteure  
(z.B. Bürgermeister, Sozialdezernent, Elternvertreter an Schule) 

1   Sonstiges 

1   k. A.  

 

 

Arbeit mit der Zielgruppe… 

Mehrfachauswahl möglich 

1   direkt (persönlich/face-2-face) 

1   über interaktive Medien (z. B. Online-Live-Beratung, Telefonseelsorge, Youtube-Kanal, Facebook, 

Blog) 

1   über statische Medien (z. B. Flyer, Film auf DVD) 

1   Sonstiges:       
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Zentrale Ansätze des Projekts 

Mehrfachnennung möglich 

1   Praktische Lebenshilfe/ Beratung 

1   Informationsvermittlung  

1   Kontaktvermittlung Hilfsangebot (z.B. über Telefonhotline) 

1   Internetbasierte Datenbank zu Präventions-/Hilfsangeboten 

1   Vernetzung („Netzwerk“, Expertenrunden, Zusammenbringen von betroffenen Eltern) 

1   Experten-/Multiplikatorenschulung 

1   Projektarbeit/Mitmachaktionen 

1   Sonstiges:       

1   k. A. 

 

 

Art der Evaluation  

Mehrfachnennung möglich 

1   keine Evaluation (geplant) 

1   Evaluation geplant (noch nicht näher beschrieben) 

1   Zufriedenheitsmessung 

1   Prä-/Posterhebung 

1   Prozessevaluation 

1   Wirkevaluation 

1   Sonstiges:       

1   k. A. 

 

 

 

 



47 

 

Durch wen wurde (wird) das Projekt evaluiert? 

0   keine Evaluation (geplant) 

1   Eigenevaluation 

2   Fremdevaluation 

99   k. A./durchführendes Institut nicht bekannt 

 

Ergebnis der Evaluation 

0   (noch) keine fachkompetente Evaluation erfolgt 

1   Projekt zielführend 

2   in Teilen zielführend 

3   unzureichend/nicht zielführend  

99  k. A. 

 

Art der Prävention 

Mehrfachauswahl möglich 

1   Universelle Prävention 

1   Selektive Prävention 

1   Indizierte Prävention 

1   Bewertung nicht möglich/unklar 

1   k. A. 

 

Eventuelle Besonderheiten der Maßnahme: 

      

 

  


